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Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr.456/J-NR/76, 

betreffend Studienbeihilfe-Härtefonds, die die Abgeordneten 

Dr. LEI'l'NER und Genossen am 9. Juni 1976 an mich richteten, 

beehre ich mich wie folgt zu beantworten~ 

Es ist unzutreffend, daß im Vorjahr vom Bundesministerium für 

Wissenschaft und Forschung aufgrundvon Studentendemonstrationen p 

anstatt einer Novellierung des Studienbeihilfengesetzes zur 

Anpassung der Studienbeihilfe an die gestiegenen Lebenshaltungs­

kosten und die Inflation, ein Härtefonds in der Höhe von 10 Mio.S 

eingerichtet wurde. Richtig ist vielmehr, daß im Dezember 1975 

der Herr Bundeskanzler und ich in einer Aussprache mit Studenten­

vertretern anregten, daß Studierenden in besonderen sozialen 

Härtefällen eine außerordentliche Studienunterstützung gewährt 

werden sollte, und zwar in Ausweitung der bereits geübten Praxi.s, 

außerordentliche Studienunterstützungen in Notfällen zu gewähren. 

Ubereinstimmend wurde mit den Studentenvertretern festgelegt, daß 

es sich um jene Fälle handle, in welchen Studierende aus wirt­

schaftlichen Gründen ihr Studium nicht fortsetzen könnten. 

Studierende, die sich in einer derartigen Situation befinden, 

sollten beim Bundesministerium für Wissenschaft und F'orschung ein 

Ansuchen unter Darlegung ihrer besonderen sozialen Situation 

einbringen. Eine Kownission, bestehend je zur Hälfte aus Vertretern 

des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung und aus 

Studentenvertretern, sollte im Einzelfall die jeweils eingebrachten 
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Ansuchen überprüfen und entsprechende Empfehlungen dem Bundes­

minister abgeben. We~ngleich auch Uberlegungen über eine 

Ojektivierung der besonderen sozialen Bedürftigkeit angestellt 

wurden, ergibt sich doch die Tatsache, daß eine Beurteilung jeweils 

i~Jner nur im Einzelfall erfolgen konnte und kann; es ist demnach 

auch unmöglich, generelle "VergaberichtlinienIl festzulegen oder 

sie zu veröffentlichen. Als Leitlinien für das Vorliegen sozialer 

Notlagen ,,/Urden neben allgemeinen Voraussetzungen, \vie österreichische 

S·taatsbürgerschaft, Immatrikulation als ordentlicher Hörer Q 

Erst-Studilli'1l, etc. demonstrativ Umstände für das Vorliegen der Vor­

aussetzungen für die Bevölkerung einer Aushilfe wegen sozialer Be­

dürftigkeit angeführt, wie z.B. schwere Erkrankung, Tod eines engen 

Familienangehörigen, Scheidung der Eltern, Eheschließung unter 

besonderen Umständen etco, soferne sie mit einer außergewöhnlichen 

finanziellen Belastung für den Studierenden verbunden sind. 

Es ist unrichtig, daß "die Kommission für den Härtefonds nur ein­

mal zu einer konstituierenden Sitzung zusammengetreten sei und 

keinerlei Vergaberichtlinien beschlossen haben soll". Tatsache 

ist vielmehr, daß die Kommission bereits in 3 Sitzungen 141 Ansuchen 

um eine außerordentliche Studienunterstützung behandelt hat. 

Bis zum Zeitpunkt der Anfrage wurden bereits in 32 Fällen wegen der 

besonderen Situation von Studierenden außerordentliche Studien­

unterstützungen vom Bundesminister gewährt und angewiesen. 

, 

In diesem Zusammenhang darf auf die vom Bundesministerium für 

Wissenschaft und Forschung in den letzten Jahren veranlaßten Unter­

suchungen zur sozialen Lage der Studierenden (vgl. Publikation 

1I]\'laterialien zur sozialen Lage der Studierenden in österreich") 

verwiesen werden, die erkennen lassen, daß die Mehtheit der S~udierenden 

im Hinblick auf ihre soziale Situation keine Problemgruppe darstellto 

Der Lebensstandard des durchschnittlichen Studierenden entspricht etwa 

dem der Gesamtbevölkerung, bzw. kann er für einen Teil der Studenten 

sogar besser als der Durchschnitt der Bevölkerung beurteilt.·'werden. 

Dies ist das Ergebnis und die notwendige Folge der Sozialstruktur der 

Studierenden, die in ihrer Mehrheit den sozio-6konomisch günstiger 

gestellten Schichten entstammen. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse 

der Untersuchungen über die soziale Lage der Studierenden wurde immer 

betont q daß für jenen Anteil von Studierenden, deren soziale Lage als 

ungünstig zu beurteilen ist, als vorübergehende l\1aßnahmen außer­

ordentliche Studienuntersttitzungen vorgesehen sind und schließlich 

durch die nächste Novelle zum Studienförderungsgesetz 
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stärker Berücksichtigung erfahren sollen. Abschließend darf 

noch darauf hingewiesen werden, daß nach umfangreichen Vorarbeiten 

unter Einbeziehung von Studentenvertretern ein Entwurf für eine 

Novelle zum Studienförderungsgesetz mit einer neuen Berechnungs­
methode zur Ermittlung der sozialen Bedürftigkeit, die stärker 

als bisher auf die individuelle soziale Lage des Studierenden 

abgestellt ist~ ausgearbeitet wurde. Dieser EnblUrf für eine 

5" Novelle zum Studienförderungsgesetz ist noch im Juli zum 

allgemeinen Begutachtungsverfahren ausgesendet worden. 

Im einzelnen werden die Fragen wie fOlgt beantwortet: 

ad 1) 

Siehe Beilage 1. 

ad 2) 

Im Studienjahr 1974/75 betrug die durchschnittliche Beihilfen­

höhe S 18.564,- und im Studienjahr 1975/76 S 18.161 0 -. 

ad 3) 

Es sind bisher 430 verschiedenste Zuschriften (siehe Beilage 2·) 

von Studenten für außerordentliche Studienunterstützungen einge­

gangen; diesen fehlten aber ausnahmslos die notwendigen Nachweise 

über die soziale Bedürftigkeit und über den bisherigen Studien­

erfolg. Derartige unvollständige Anträge konnten selbstverständlich 

nicht in Behandlung gezogen werden. Die Ansuchenden wurden aufge­

forder~die entsprechen Belege beizubringen. In der ersten 

Sitzung der Kommission für außerordentliche Studienunterstützung 

am 11. März 1976 wurden zur leichteren Behandlung Formulare für 

die Antragsteilung ausgearbeitet und allen Studenten, die sich 

bisher an das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

gewendet hatten, entsprechende Antragsformulare zugesendet. 

Bisher haben allerdings erst 230 Studenten dieses Antragsformular 

ausgefüllt und mit den entsprechenden Nachweisen versehen dem 

Bundesministerium für ~'lissenschaft und Forschung zugesendet. Eine 

Aufgliederung dieser Ansuchen nach Univer~itäten und Fakultäten 

.... 
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ist nicht möglich, da ein Teil der Ansuchen von der öster­

reichischen Hochschülerschaft zwar zur Überprüfung übernorrunen, 

aber bisher dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

nicht rückgemittelt wurde. 

Allerdings gab ein großer Teil der Ansuchenden keine Begründung 

für seine besondere soziale Notlage an~ 

ad 4) 

Es wurden bisher insgesamt 32 außerordentliche Unterstützungen 

den Ansuchenden zugesprochen. Die Aufschlüsselung ist aus der 

Beilage 3 zu entnehmen. Die Gesamtsumme beträgt S 219.800,-. 

ad 5) 

Die Unterstützungen werden wegen der besonderen Notlage des 

Studierenden bevlilligto Es mußte in jedem Einzelfall anhand 

der vorgelegten Unterlagen (insbesondere der entsprechenden 

Einkommensnachweise) geprüft werden, ob die soziale Lage die 

Gewährung einer außerordentlichen Studienunterstützung tat­

sächlich rechtfertigt. 

~d 6) und 7) 

Es wurden in der Sitzung am 11. März 1976 "Leitlinien" ausge­

arbeitet, die als Behelf für die Arbeit der KO:lL'1lissi.on dienen 

sollen. 

ad 8) und 9) 

Soferne Studierende, die ihren ordentlichen Wohnsitz nicht 

am Studienort haben, ihre besondere soziale Bedürftigkeit nach­

wiesen, fanden sie durch eine außerordentliche Studienunter­

stützung Berücksichtigung. Es war dies in 15 Fällen der Fall. 

• 
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Beila.ge 1 

% ~ Beihilfe 
1974/75 1975/76 1974/75 1975/76 --

Uniyersität Wien 13936 9,65 180048,- 170655,-
Kath.oTheologo 27,76 21,28 200070,- 190039,-
Evang. 'J!heologo 10,53 6 9 67 160 599,~ 20,,000,-
Jura 6,66 4,78 170839,- 170175,-
!1ed~ 139 28 10,45 180272,- 170810,-
Phil., 14~?8 10,55 17,888,- 170569,-

U:tdversität Gra.z 21,43 18,17 180650,- 180250,-
Kath~Theologo 49,27 43,75 210749,-:- 20 .. 979,-
Jur .. 14,66 12,65 190078,- 180306,-
:ried" 17,68 15,82 18'1921,- 18.215,-
Philo 24,23 20,38 180227,- 18 .. 009,-

Universität Innsbruck 20,10 17,69 190204,- 18 .. 748,-
KathoTheologo 439 66 38,21 21.,741,- 210018,-
Juro 13,13 11,75 190647,= 180708,-
riedo 20,04 18,26 190463,- 19,,049,-
Philo 20,12 17,94- 180872,- 180417,-
Architektur 26,13 20,77 170664,= 170571,-

Universität Salzburg 23,13 19,57 190018,~ 180638,~ 
~ 

KathoTheologo 45,36 42,08 210680,- 20 .. 768,-
(Tura 7,41 5,97 17 .. 463,- 16.475,-
Phil" 23,28 20,58 180563,- 180331,-

TU ;lien 10,32 9,28 170814,- 170477,-
Bauing"uoArcho 8,90 8,39 170476,- 17.129, -
MaschouoElektroto 9,16 9,59 180 7l~3,- 180330,-
Naturtfiissenschaft 13,41 9,65 170253,- 160941,-

TU Crraz 24~92 22,04 180478,- 170981,-
Ba. uing ,;·u .. Ärch .. 21 ~83 19,34 18 .. 443,- 170751,-
Maschou .. Elektroto 26,65 24 9 05 18 .. 422,- 17 .. 993,-
Naturwissenscho 25,69 21 1 67 180674,- 180282,-
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% ~ Beihilfe 
1974/75 1975/76 1974/75 1975/76 

I'1ontanuniv. Leoben 16,71 16,94 18.272,- 17.738,-
UnivofoBoku" 17,61 21,50 20.722,- 20 .. 184-,-
Veterinärmed.Univo 21,42 20,62 20 .. 866,- 20.166,-
wirtschaftsuniv. 11,75 9,07 18.336,- 180060,-

Universität Linz 1?9 27 13,26 18 .. 397,- 18 .. 235,-
Jur~,Sozouowirtschaftswo 15,35 12,28 180672,- 18 .. 750,-
Naturwissenschaftl .. 23,42 16,30 17 .. 824,- "170450,-
Ur:i v .. f 0 Bildun.gsw .. Klagenfurt 21,33 24,44- '15.810,- 15 .. 635,-
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Wien. im FebruAr 1976 

Liebe Kollegin, lieber I~ollege! 

Die konstituierende Sitzung des Zentralausschusses am 
27.6.75. die nach der ÖH-Wahlvom Mai 1975 die Neuwahl 
der ÖH-Exekutive für die nun laufende Funktionsperiode der 
Österreichischen Hochschülerschaft besorgte. beendete 
endgültig ein Interregnum •. das als Skandal-Ära io1 die Ge­
schichte der Österreichischen Hochschülerschaft eingegan-· 
gen ist. 

Die mehr als siebenmonatige Dauerlähmung der österreichi­
schen Stuoentenvertretung. die an italienische Politverhält­
nisse erinnerte. begann mit der lentralausschußsitzung vorn 
13. November 1974 unter gerichtsreifen Begleitumständen. 
die zum eigentlichen Charakteristikum der "VSStö-DSU­
Ära" am Zentralausschuß werden sollten. Die Voraussetzung 
d3für war die Abwahl des Vorsitzenden mit Zweidrittelmehr­
heit. die in der November"Sitzung des Zentralausschusses 
durch Fälschung von mindestens sieben Stirnmübertragun­
gen zustande kam, wie ein gerichtlich beeideter Sachver­
ständiger einen Tag nach dieser Zentraiausschußsitzung fe-

:ellen mußte. 

Einmal an die Macht gekommen, ging die "demokratische" 
Linke durchaus konsequent daran, Schritt für Schritt die 
Kontrollmöglichkeiten der Mandatare des bundesweiten 
Studentenparlaments zu beseltigen. So wurden etwa Kont­
rollbesuche der lA-Mandatare im .Sekretatriat der Österrei­
chischen Hochschülerschaft durch Polizeieinsatz beendet. 
indem man den gesetzlichen Auftrag der ÖH-Mandatare, 
ih~e Exekutive zu kontrollieren, zum Hausfriedensbruch er­
klärte. Für Mandatare, die mit dem Demokratieverständnis 
dieser Leute einigermaßen vertraut waren, karn die endgülti­
ge Ausschaltung des bundesweiten Studentenparfaments 
nur wenig später nicht mehr überraschend. Anschließend 
bewährten sich die neuen "Studentenführer" durch Manipu­
lation der öffentlichen Meinung, indem sie einerseits einen 
HPrüfungsbericht" der Gebarung der Österreichischen Hoch­
schülerschaft publizierten, von dem der ZA-Mandatar Wolf­
gang Matl in der ZA-Sitzung vorn 21. Novemoer 1975 unwi­
dersprochen behaupten konnte, daß er "ausgesprochen oder 
n1cht eine Auftragsarbeit darstellt, d:e der ÖSU und dem Kol­
legen Schneider Schaden zufügen sollte"; andererseits durch 
die Herausgabe einer bundesweiten Studentenzeitung na­
lTlens "Demokratische Perspektiven", von der das "profii" zu 
berichten wußte, daß darin "vorwiegend Wahlkampf für den 
Link.sblock der DSU, sowie der SP- und KP-Studenten be­
tri~ben wurde". Zur Abrundung der skandalorientierten "Stu­
dentenvertretung a la VSStö-DSU" wurde der ehemalige 
VSStö-Mandatar RechtsorllNa't Dr. Alexander Kubicek enga­
giert, der tür diese Tätigkeit in einem halben Jahr 230.000,­
Schilling einstreifte. Dazu das "profil": "Die teuren Kubicek­
Prozesse hatten alle einen politischen Kern: Es ging um 
Maßnahmen. wo die neue der alten Administration und de­
ren politischen Freunden am Zeug zu flicken glaubte". 

Oie Willkür von Hertha Firnberg und Genossen 

Dieses kurze "imperiale Hoch" der linken am Zentralaus­
schuß wäre freilich ohne die hilfreiche Unterstützung der SP­
Ministerin Hertha Firnberg unm~iich gewesen. Aufsichts~ 
beschwerden von Studentenvertretern der verschiedensten 

Beilage 2 

Hochschulen gegen die merkwürdigen Praktiken der 
"VSStä-DSU-.Ära" wurden von ihr einfach abgewiesen oder 
liegengelassen .. Da<: von mir in dieser Sache angestrebte 
Verfassungsgerichtsverfahren konstatierte - allerdings zu ei­
nern Zeitpunkt, zu dem die Studenten durch dia Hochschü­
larschaftswahlen im Mai 1975 rlie "VSStö-DSU-Ära" ohne­
hin bereits abgewählt hatten und ich am 27.Juni wieder zum 
ÖH-Vorsitzer.d0n gewählt wurde - in seinem Urteil B 
368369/74-29 im Juli 1(-)75 "Willkür" durch Bundesmini­
ster Dr. Hertha Firnberg und hob den Bescheid, mit dem sit~ 
die Vorgänge am Zentralausschuß gedeckt hatte, alif. 

Erklärte Zielsetzung dieser durchsichtigen Kampagne von 
Kekeiss, Cap, Firnberg ur.d Genossen war, die Atmosphäre, 
;n der die Studentenwahi"ln im tv'lai 1975 abzuhalten waren, 
zu skandalisieren, sowie durch Verunsicherung der Studen­
tenschaft die WahlbetE:iliguW~ zu drücken und damit die Vo­
raussetwng für die Übernahme der Hochschülerschaft durch 
SP-gesteuerte Studentengruppen zu schaffen. 

Diese Bemühungen verbrauchten derart viele Enernien, daß 
es durchaus kein Wunder war, daß die konsequente Vertre­
tung sehr wichti'ger studentischer Interessen dabei auf der 
Strecke blieb. So wußte z.B. "Zeit im Bild 1" im März 1975 
zu berichten, daß anläßlich der Etablierung des Numerus 
c!ausus für ausländische Studenten vom Zentralausschuß 
keine Stellungnahme zu erhalten war. Zum wichtigsten Erei­
gnis für die Studentt:lnschaft in diesem Zeitraum - der Verab­
schiedung des UOG im Parlament - steuerte die anderweitig 
beschäftigte ZA-Exekutive nicht viel mehr als ein Fernsehin­
terwiev bei. Zur sich ständig verschlechternden 'Lage der so­
zial schwachen Studenten hatte man nichts aderes zu bie­
ten, ais den ÖH-Großverdiener, Rechtsanwalt Dr. Alexander 
Kubicek, für allfällige Musterprozesse zur Verfügung zu stei­
len. Zuletzt raffte man sich dann doch auf. e!nen Kongreß al­
!er Studentenvertreter in Österreich einzuberufen, um dort 
zu Problemen der laufenden Studiemeform, also den '2egen­
wärtigen Reglementierungs- und Studienverschärfungsmaß­
nahmen des Ministeriums Stellung zu ner.men. In P,nbet­
racht der oben erwähnten "Verdienste" dieser "Studenten­
vertreter" konnte es nicht überraschen. daß nichtei:omai ein 
Viertel der gewählten Studentenvertreter dieser Einladung 
Folge !elstete. Die Mehrzahi der Studentenl.'ertreter hatt? 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits von dieser "Studentenfüh­
rung" abgewandt. Dies offensichtlich im Einverständnis mit 
der großen Mehrheit der Studenten in Österreich, die die 
Ablehnung einer derartigen Politik im Rahmen der ÖH­
Wahien am 14. und 15. Mai zum Ausdruck bracr-ten. 

Die Hinterlassenschaf, cbr "VSStö-DSU-Ära" Anfang JJii 
1975: Ein Nichts an Vorbereitungen zur Durchführung des 
UOG, eine unverändert triste soziale Lege der Studenten lind 
keine erkennbaren Bemühungen oder Erfolge zur Überwin·· 
dung der Verschärfungs- und Reg!ementierungsmaßnann1en 
des Ministeriums in der laufenden Studienreform. 

ÖH-I~tise überwunden 

Eine wesentliche Voraussetzung zur Behebung dieser Misere 
war as daher, über die Ferien die technischen und organisa-

517/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 7 von 11

www.parlament.gv.at



torischen Bedingungen für eine konsequente und for.schritt­
liche Studentenvertretung ab Beginn des Wintersemesters 
75/76 zu schaffen. Bei der Beseitigung dieses Scherbenhau­
fens wurden wir mit Sachverhalten konfrontie~t, .die unsere 
schlimmsten Vermutungen weit übertrafen. So konnten wir 
feststellen. daß in der ''VSStc-DSU-Är<l'' des Jahres 1975 
(sechs Monate) ebenso viel Geld ausgegeben wurde, wie in 
insgesamt elf Monaten des Vorjahres. Dabei set7.te man sich 
großzügig über die ges€tzEchen Bestimmungen hinweg und 
verursachte gesetzlich ungedeckte Ausgaben von mehr als 
700.000 Schilling. Gegenwärtig untersucht ein Finanzaus-· 
schuß der Österreichischen Hochschülersch<Jft diese Vor­
gänge. Darüber hinaus bestätigte sich. daß die eehauptung 
von VSStö und DSU, für die im Herbst 1974 durchgeführte 
Standortverlegung des ÖH-Sekretariats von der Führichgas­
se in die LieChtensteinstrasse seien ÖH-Beiträge, d.h. Stu­
dentengelder, herangezogen worden, falsch war. Ans dies­
bezüglichen Ausgaben wurden durch das Bundesministe .. 
rium für Wissenschaft und Forschung bezahlt, was das "pro­
filu zu dem Kommentar veranlaßte: "Eine Blase des Wahl­
kampfes ist zerplatzt". 

In Anbetracht der ausgabenfreudigen Politik der "VSStö .. 
DSU-Ära" war es nicht leicht, die Budgets für 1975 und 
1976 zu erstellen, die legitimen Erwartungen der einzelnen 
Hochschülerschaften und Ausschüsse insbesondere für 
1975 mußten teilweise enttäuscht werden. Dennoch gela:1g 
es, diese dem Zentralausschuß in der Sitzung am 21. und 
22, November vorzulegen und zu beschließ&n. Darüber hi­
naus erreichte der Geschäftsordnungsentwurf für den Zent­
ralausschuß die notwendige Zweidrittelmehrheit. Die von al­
len vernünftigen Studentenvertretern erhoffte innere Konso­
lidierung der Österreich ischen Hochschülerschaft war damit 
abgeschlossen. 

Parallel zu diesen Aufreumuflgsarbeiten wufden die Vorbe­
reitungen für großangelegte Schul'JngsprtijeKte für Studen­
tenvertreter der UOG-Gremien getroffen. Mitte November 
1975 liefen die ersten Schulungen an und Ende Jänner die­
ses Jahres war der erste Durchgang der Studentenvertreter­
schulungen an allen österreichischen Hochschulen abge­
schlossen' 

'oeileriolge durch Sozialkampagna 

Darüberhinaus haben wir eine großangelegt9 Sozialkampa .. 
gne österreichweit durchgeführt. deren Zie,richtung war, den 
etwa 25% der unterprivilegierten Studenten an unseren 
Hochschulen annähernd jene Studienchancen einzui'äume:1. 
d:e die restlichen 75% bereits haben. Das heißt Vorausset­
zungen zu schaffen, daß auch Kinder aus Unterschichtfami­
lien in die Lage versetzt werden, sich ausschliefWch auf ihr 
.Studium zu konzentrieren und die für einen erfolgreichen 
Studienabschluß eher schädliche Nebenerwerbstätgkeit be­
enden zu können. 

Diese Sozialkampagne, die mit einer Demonstration am 2. 
Dezember 1975 ihren ersten Höhepunkt fand, konnte einige 
Teilerfolge erreichen: 

1. sichert dIe Regierung die Installierung eines Härtefonds 
für sozial benachteiligte Studenten zu. Dieser Fonds 
wird in seiner ersten Entwir.klungsstufe 10 Millionen 
Schilling an Mitteln zur Verfügung .haben. Die Vergabe 
erfolgt durch eine paritätische Kommission aus- Beam-' 
ten und Studentenvertretern. 

2. Die von uns verlangte Studienbeihilfengesetz-Novelle 
1976 tritt voraussichtlich mit 1. September 1976 in 

Kraft, dadurch werden zirka 30 Mil!ionen Schilliny mehr 
für die Stipendien zur Verfügung stehen. 

Dazu wurde ÖH-intern durch den Aufbau einer zentralen 
WohnungsvermittiungsstEllle im \'\Iiener Raum ein weiterer 
Akzent zur möglichst kostengünstigen Vermittlung von Pri­
vatwohnungen gesetzt. 

Gegen Numerus clausul.l 

Im Jänner gab es noch verschieGenste Bemühungen zur Be­
seitigung des Auslf3nder-Numerus-clausus. insbesondere für 
Studenten unterentwickelter' Staaten. Der Kampagne der 
Ärtzekarnmer für einen Mediziner-Nurnerus-c!auslis konnte 
in einer erste., Etappe einigermaßen erfolgreich Paroli gebo­
ten werden. 

Rückblickend kann behauptet Werden, daß die Lähmung der 
St\Jdentenvertretung in der ';VSStö-DSU-Ära" die Studen­
tenschaft in Österreich insgesamt in ihren Bemühungen zur 
Schaffung demokratischer lind sozial gerechter . Stu­
dienbedingunger. um mi:'ldestens ein Semester zurückge­
worfen hat und daher z.B. Aktionen zur Beseitigung der ka­
tastrophalen Folgen der Studienreform erst jetzt in Angriff 
genommen werden können. 

Ich bin am 28. Jänner, nach insgesamt 4-semestriger Tätig­
keit als Studentenvertreter, als Vorsitzender der ÖSterreichi­
sehen Hochschülerschaft aus Studiengründen zurückgr~tre­
ten. Georg Karasek, der in der selben Sitzung zu meinem 
Nachfolger gewählt wurde, wünsche ich für die SChwierigen 
Aufgaben. insbesondere im Bereich der Probleme Stt;dieme­
form und der weiteren Verbesserung der sozialen Lage der 
bena..::hteiligten Studenten ebenso viel Erfolg, wie allen Kol­
legen für ihre Studienzielü im Sommersemester 1976. 

~ f.t-~IfI..~ 
Georg Schneider 

Wien, im Februar 1976 

Lieba Kollegin, lieber !{ollege, 

am 28. Jänner hat der Zentralallsschuß der Österreichischen 
Hochschülerschaft einen neuen Vorsitzenden gewählt. ich 
möchte daher die Gelegenheit wahrnehme:n, Dich Ji:>er die 
Schwerpunkte der Arbeit Deber Interessensvertretung in 
den nächsten Semestern zu informieren. . 

Vorweg aber noch ei:1e Bemerkung: Der personelle Wechse~ 
im Vorsitz des Zentralausschusses berührt in keiner Weise 
die orogrammatische Linie jener Fraktion, die dureh cas 
Wählervotum vom 14. und 15. Mai 1975 den Auftra9 erhal­
ten hat. jene Programme zu veM'irkHchen, die sie allen Stu­
dentim ÖSi.erreichs vor den Hochschül~/'schaftswahIHn vor·­
gestellt h~t. 

Verschieden"! Versuche, Oluf die politische Linie der Mehr­
he!tsfraktio~ am Zentralausschuß Einfluß nehmen, werden 
auch weiterhin :Jhne Erfolg bleiben, denn wir fühkn uns den 
Studenten verpflichtet, die unser Programm in der ÖstGrrei­
chisehen Hochschülerschaft durchgesetzt sehen wöllen. 
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Hochschuireform 

·Wir werden dafür Sorge tregen, daß die Hochschulreform 
tatsächlich zu einer Reform wird. Wir werden konsequent 
und verantwortungsvoll alle Mitbsstimmungsmöglichkeiten 
im Sinne der Studenten ausnützen und so dazu beitragen. 
daß in unserer. Gesellschaft im Teilbereich Bildungein weite­
res .Stück Demokratie verwirklicht wird." 

Dieses Versprechen haben wir im Frühjah( 1975 gegeben. 

Mit 1.0ktober 1975 ist nun das UOG in Kraft getreten. In der 
nunmehrigen Phase der Umstellung von den alten auf die 
lIeuen HochschultiUkturen - diese Phase wird erst 1977 
endgültig abgeschlossen sein - ist es die primäre Aufgabe 
der Studentenvertretung, dafür Sorge zu tragen. daß die 
Mitbestimmungsgremien mit fortschrittiicl1en. sachkundi­
gen und verantwortungsbewußten Vertretern beschickt wer­
den. Der Schulungs- und Informationsarbeit kommt daher 
verstärkte Bedeutung zu. 
Gleichzeitig gilt es. Tendenzen. das UOG in die eine oder an­
dere Bichtllng umzufunktionieren und ni::ht im Sinne einer 
Demokratisierung der Universitäten auszunützen, zu bekäm­
pfen. Gerade diesen VerSlIchen wird die Österreichische 
Hoclischülerschaft .daher rasch und kompromißlos entge­
gentreten. 

Das UOG bringt zwar nicht das Maß Mitbestimmung, das 
wünschenswert wäre, stellt aber doch einen ersten Schritt in 
Richtung mehr Demokratie an den Hochschuien dar. Das soll 
aber nicht darüber hinwegtäuschen. daß viele Regelungen 
im UOG unzureichend sind. Bevor man nach einer Gesetze­
sänderung schreit, sollten aber erst Erfahrungen mit diesem 
Gesetz in der Praxis gesammelt werden. Da sich bereits jetzt 
gezeigt hat. daß in einigen Fällen Professoren das Gesetz 
umgehen oder durch Tricks dessen Undurchführbarkeit be­
weisen wollen. wird es notwendig sein. die auftretenden 
Schwierigkeiten differenziert zu betrachten. Im UOG ist bei­
spielsweise die Bildung von Großinstituten vorgesehen. Ei­
nerseits,um demokratische Organisationsformen zu ge-. 
währleisten und andererseits. um die von jedem Steuerzah­
ler aufgebrachten Mittel rationeller und transparenter einset­
zen zu können. Die Durchführung des UOG sieht aber anders 

aus. Professoren .und Assistenten stimmen gemeinsam ge~ 
gen einen Zusammenschluß der bestehenden Klaininstitute 
eines wissenschaftlichen Faches. Dies ist eine eindeutig ge­
setzwidrige Vorgangsweise. 

Studienreform 

In den letzten Jahren hat sich die öffentliche Diskussion auf 
Probleme der Hochschulreform, der Mitbestimmung und der 
Erneuerung der Hochschulstrukturen konzentriert. Labei 
wurde die Problematik der Studiemeform oft vernachlässigt. 

Noch immer ist das Juristengesetz ausständig. das Mcüizi­
nergesetz kann - obw,)hl seit 1973 beschlossen - nicht 
durchgeführt werden. weil die finanziel!en und räumlichen 
Voraussetzungen fehlen. Das Pädagogikum ist unerledigt. 
zahlreiche Studienordnungen sind noch nicht erlassen. in 
vielen Studianrichtungensind enorme Verschulungsteri­
denzen bemerkbar. Weder konnten klare Ausbiidungszie!e 
festgelegt werden. noch war es möglich. wichtig~: h'lch­
schuldidaktische Neuerungen zu verwirklichen. Dafür wur­
den Studicnversch.'irfungen in Formvon Drei.- und Sec.hsse­
rnesterfristen eingefürt. 

Dazu kammt noch ein weiterer Aspekt: Laut OECD-Berk:l1t 
'975 ist Österreich europäischer Spitzenreiter bei den 
Studienabbruchs- und Studienverzögerungsraten. 

Eine der Ursachen sind Unsicherheiten boi der Studienrich­
tungswahl und darauf aufbauende Enttäuschungen im Stu­
dium. die auf eine mangelnde Beratung der Maturanten in 
den Mittelschulen zurückzufUhren sind. 

Maturantenberatung 

Die Schwierigkeiten an den Hochschulen. die durch den gro­
ßen Ansturm in den letzten Jahren entstanden sind. können 
nicht unerheblich durch eine bessere Beratung an den Mit­
telschulen entschärft werden. Der finanzielle Verlust. der 
durch die hohe Rate al1 Stur:iienabbrüchen und Studienver­
zögerungen dem österreich ischen Staat und somit dem 
Steuerzahler entsteht. Heße sich vermeiden, räumliche Kapa­
zitäten wären frei. die Arbeitsbedingungen für jeden Stu­
denten besser. 

- - -- - - - - - - - - - - - - - - -- - - - - - - - - -- .... - "'- --- - -
Au..6 6o.tgen.den GJtilnde.YI. bean.tJLage ich ei.ne Unte/'l..6tützuY1fj dWL.eh den 
Fond.6 6~ .6oz~e Hä4te6ätte: 

-----------------------
Vo..tu.m 

- ~- - - - - - - - - - - -- - - - - - -- - - - - -- --, - - - - - .. -- -
ÖH-info 7-75/76. Eigentümer, Herausgeber, Verleger: Öst.erreichische Hoch­
schülerscnaft. Für den Inhalt verantwortlich: Georg Karasek. Alle: 1090 Wien, 
Liechtensteinstraße 13. Druck: Boku-VV, 1180 Wien, Feistmantelstraße 4. 
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Soziale lage 

Nach der Sozialdemonslration im vergangenen Dezember 
haben Verhandlungen mit Bundeskanzler Kreisky und Wis­
sensehaftsminister Firnberg stattgefunden, an der die drei 
größten Fraktionen in der Östflrreichiscilen Hochschü!er­
schaft (ÖSU, vssrö, RFS) teilgenommen haben. 

Einen ersten Ertolg der Verhandlungen stellt die Schaffung 
eines Härtefonds dar. Vom .Bundesmirlisterium für iI'Vissen­
schalt und Forschung wird folgender Geltungsl";ereich vor­
geschlagen: 

AHe, die durch die Maschen des Studienförderungsge­
setzes fallen, d.h. aus diesem Fonds sollen Mittel für 
diE.jenigen bereitgestellt werden, die auf Grund d·ar for­
malen Vorschriften des Studienförderlll1dsgesetzes kei­
nen Anspruch auf StudienfürderunG haben, jedoch 
trotzdem eine soziale Bedürftigkeit nachweisen können. 

2. Der Fonds soll eine zusätzliche HHfe in besonderen Not­
situatio:1en gewährleisten. Das heil3.t, es sollen auch 
Mittel für Studenten bereitgestellt werden, die zwar 

. eine Studienbeihjlfe erhalten, jedoch nac.hweisen kön­
nen, daß sie auf Grund 'P.iner besonderen Notsituation 
mit dieser Studienbeihiife nicht das Auslangen finden 
können. 

Über die Vergeba der Mittel entscheidet eine Kommissio:l. 
die sich aus Vertretern des Bundesministeriums für Wlssen­
schaft und Forschung und aus Studentenvertretecn zusam­
mensetzt. 
Frau Bundesminister Firnberg vertritt in der Öffentlichkeit 
nach wie vor die Auffassur.g, daß die soziale Lage der Stu­
dierenden "durchaus zufriedensteilend" ist und führt al:> Be­
weis dafür an, daß "97% einen Kühlschrimk und 80% ein 
Fernsehgerät mitbenützen". Sie ist daher der Meinung, daß 
dieser "Feuerwehrfonds" durchaus ausreichend ist. Es wird 
sich aber sehr bald herausstellen, daß die Zahl der sozialbe­
dürftigen Studenten weitaus größer ist, als es das Wissen­
schaftsministerium wahrhaben will. Denn die Gruppe der so­
zial bedürftigen Studenten ist nach wie vor groß: 
Verheiratete Studenten 
Werkstudenten 
Heimbewohner 
die bisherigen Stipendienbezieher. die durch die Preissteige­
rungen n\.!nm~hr jenseits der Einkommensobergrenze liegen, 
bzw. ein niedriges Stipendium beziehen, weH die Eitern 
nominell in eine höhere Einkommensklasse gerutscht sind. 

- --- - \.._--

Die Öste'rreichische Hochschülerschnft fordert dahür alle 
Kolleginnen und Kolleoan, die das derzeitige StuJicn(örde- • 
rungsgesetz für unzureichend halten, auf. sich rnittels beine­
gender Postkarte, die mit e;ner S 2.50-M3rke zu versehen 
ist, an diesen Sozialfonds zu wenden lind eine finanzieile Un­
terstützung zu beantragen. 

Die Errichtung dieses Härtefcns ändert ab,3r nichts an d'lr 
Forderung, noch im heurigen Jahr eine Novelle des Studieri­
förderungsgesetzes im Parlament zu beschlier~en. Denn heu­
te deckt das Höchststipendium, das nur 2% dar S~udenten 
beziehen, l1ur mehr 56% der Lobenshaltungskosten ab. 
1969 waren es noch 70%. Heute beziehen nur mehr 16% 
der österreichischen Studenten eir.e "Studienbeihilfe" . 1969 
waren es noch 21 %. 

Das erklärte Ziel der Österreichiseher. Hochschülerscnaft ist 
nach 'Nie vor das kostendeckende Stipendium. 

Während der Inskriptionszeit wird die Österreichische Hoch .. 
schÜlerschaft eine . Unterschriftenaktion Qurt:hführen und 
wird die gesammelten Unterschdte;1 und eine Petition 
durch einen Abgeord;1eten im Nationalrat einbr:nger., um 50 

den Druck auf die Bundesregierung zu verstärken. 

ÖH-Service 

Da die staatlichen Förderungsmaßnahmen "für sozial Unter­
privilegierte nicht mehr mit der K05tenentwickll!n~. Schi'itt 
halten, werden jene Unterstützungen, die von der Osterrei­
chischen Hochschülerschaft selbst gesetzt werden können, 
zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Neben dem breiten Serviceangebot de: e'nzelnen Fakultäts­
vertre~ungen und Hauptallsschüsse - di:ls vom Skripten- und 
Lehrmittelverkauf über kulturelle, sportliche 
und gesundheitliche Förderung bis hin zur Krankenven:iche­
rung unClJobve'rmhtlung . reicht - werden derzeit von der 
Österrcichischen Hochschülerschaft auf dem Wohnungssek­
tor Maßnahmen eingeleitet, um eine quantitative und quali­
tative Ausweitung des Angebotes an preisgünstigen i\!1iet­
und Untermietwohnungen zu ermöglichen. 

. Mit herzlichen Grüßen 
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